
Donnerstag, 25. Januar 2018, Nr. 212 POLITIK

Seit Dienstag wird an den 
Berliner Hochschulen 
gestreikt, um einen neu-

en Tarifvertrag durchzusetzen 
(jW berichtete). Heute geht der 
dreitägige Ausstand zu Ende. 
Was passiert, wenn sich die 
Hochschulen wieder nicht be-
wegen? 

Wir werden sehen, wie die Arbeit-
geber auf die bisher 
vier Streiktage reagie-
ren. Die Hochschulen 
werden es sich sehr 
genau überlegen müs-
sen, ob sie sich wei-
tere Streiks und damit 
Behinderungen bis hin 
zur Lähmung in vielen 
Bereichen leisten wol-
len. Wenn nötig, wer-
den wir den Konflikt 
verschärfen. Das steht 
außer Frage.

Nun hat es ja 
bereits einen ein-
tägigen Warnstreik 
in der Vorwoche 
gegeben. Auch 
danach rührten sich die Hoch-
schulen nicht, oder? 

Nun ja, ich meine immerhin schwa-
che Signale für eine vielleicht be-
vorstehende Annäherung zu verspü-
ren. Aber Fakt ist: Es liegt noch kein 
neues Angebot vor.

Und was hat es mit den 
»schwachen Signalen« auf 
sich? 

Ich gehe davon aus, dass es in den 
nächsten Tagen ein verbessertes An-
gebot geben wird.

Sie glauben, dass der Ausstand 
Eindruck hinterlassen hat? 

Natürlich, sonst hätten wir erst gar 
nicht zum Streik aufgerufen. Was 
die studentischen Beschäftigten 
auf die Beine gestellt haben, ist 
enorm und beweist, wie motiviert 
sie sind und wie ernst es ihnen mit 
ihren Forderungen nach besserer 
Bezahlung und der Wiederanbin-
dung an die allgemeine Lohnent-
wicklung ist. Seit Dienstag sind 
an den Unis mehrere Dutzend Ak-
tionen gelaufen: Versammlungen, 
Demos, Vorträge, Workshops und 
allerhand mehr. Das alles zeigt: 
Die Bewegung an den Hochschu-
len wird immer größer und stär-
ker. Darüber werden die Arbeit-
geber nicht länger hinwegsehen 
können.

Und wenn doch? Wird dann 
demnächst eine ganze Woche 
gestreikt? 

Das werden wir dann sehen müs-
sen. Denkbar wären durchaus auch 
andere Protestformen. Aber klar ist 
schon, dass wir eine Schippe drauf-
legen können.

Können Sie beziffern, wie viele 
der rund 8.000 Hilfskräfte an 

den Arbeitskampfmaßnahmen 
beteiligt sind? 

Das kann man schwer konkret be-
nennen, weil die studentischen Be-
schäftigten keinen Achtstundentag 
mit einer Fünftagewoche haben. Bei 
der Kundgebung auf dem Bebelplatz 
beim ersten Warnstreik waren auf 
jeden Fall weit über tausend Betrof-
fene vertreten. Ähnlich hoch war die 

Beteiligung auch in 
diesen Tagen. Was man 
so hört, war das an den 
Hochschulen sehr deut-
lich zu spüren. Zum 
Beispiel mussten an 
der Freien Universität 
das Computerzentrum 
und Teile des Sprach-
zentrums dichtmachen, 
dazu hatte die Biblio-
thek verkürzte Öff-
nungszeiten.
Inwieweit wirkt die 
Kampfstimmung 
ansteckend auf 
Kommilitonen und 
andere Hochschul-
mitarbeiter in der 

Verwaltung, Dozenten oder 
wissenschaftliche Mitarbeiter? 

Uns hat eine ganze Reihe Solidari-
tätsadressen erreicht, und wir spü-
ren eine starke Unterstützung durch 
allen Seiten: von Studierenden, aber 
auch von Professoren. Der Konflikt 
ist ja gewissermaßen exemplarisch 
für die insgesamt schlechten Lohn- 
und Arbeitsbedingungen an den 
Hochschulen. Wir schlagen deshalb 
auch thematisch den Bogen zu ande-
ren benachteiligten Gruppen, etwa 
im akademischen Mittelbau. Dort 
werden die Leute ja in der Mehrheit 
mit Ketten- und Kurzeitverträgen 
abgespeist. Die Hochschulleitungen 
verschließen konsequent die Augen 
davor, unter welch widrigen Bedin-
gungen viele ihrer Mitarbeiter zu 
leben haben. Studentische Beschäf-
tigte werden heute zu 30 Prozent 
schlechter bezahlt als vor 17 Jahren. 
Dieser Zustand ist unhaltbar.

Der Kommunale Arbeitgeber-
verband (KAV) wirft Ihnen 
vor, unerfüllbare »Maximal-
forderungen« zu stellen. Was 
entgegnen Sie? 

Die von uns verlangten 14 Euro 
Stundenlohn entsprechen lediglich 
dem Inflationsausgleich. Das Ma-
ximalforderung zu nennen, ist gro-
tesk. Wir gehen davon aus, dass das 
Geld für Verbesserungen mit den 
Hochschulrahmenverträgen bereit-
gestellt ist. Das ist auch das, was 
die politisch Verantwortlichen kom-
munizieren. Offenbar geht es den 
Hochschulen darum, Geld auf dem 
Rücken der Schwächsten zu sparen, 
um es an anderer Stelle auszugeben. 
Damit werden sie aber nicht durch-
kommen.� Interview: Ralf Wurzbacher

Libyen: Mindestens  
34 Tote durch Anschlag
Bengasi. Durch einem Doppelanschlag in 
der libyschen Hafenstadt Bengasi sind 
mindestens 34 Menschen getötet wor-
den. Wie am Mittwoch aus Krankenhäu-
sern verlautete, wurden durch die Explo-
sionen zweier Autobomben nahe einer 
Moschee am Dienstagabend außerdem 
Dutzende Menschen verletzt. Zunächst 
bekannte sich niemand zu dem Attentat. 
Die Moschee, die Ziel des Anschlags 
war, gilt als Hochburg salafistischer 
Gruppen, die im vergangenen Jahr an der 
Seite des abtrünnigen Generals Khalifa 
Haftar gegen Dschihadisten kämpften. 
Unter den Toten ist nach Militärangaben 
auch Ahmed Al-Fitouri, ein ranghohes 
Mitglied der »Nationalen Libyschen Ar-
mee« (ANL) Haftars. � (AFP/jW)

UNO: 5.000 Menschen 
fliehen aus Afrin
New York. Nach UN-Schätzungen sind 
rund 5.000 Menschen vor der türki-
schen Militärintervention in Nordsy-

rien aus der kurdischen Enklave Afrin 
in umliegende Dörfer geflohen. Weite-
re 1.000 Menschen seien in Viertel der 
syrischen Stadt Aleppo vertrieben wor-
den, sagte UN-Sprecher Stéphane Du-
jarric am Dienstag (Ortszeit). Humani-
täre Helfer seien sehr besorgt über das 
Schicksal von rund 324.000 Menschen 
in der von den kurdischen Verteidi-
gungskräften (YPG) kontrollierten 
Region. Ankara drohte unterdessen 
mit der Ausweitung des Einsatzes auf 
weitere kurdisch kontrollierte Gebiete. 
� (dpa/jW)

Trudeau lobt  
Freihandel ohne USA
Davos. Der kanadische Premierminis-
ter Justin Trudeau hat den Abschluss 
eines Freihandelsabkommens für den 
pazifischen Raum (CPTPP) in einer 
Rede beim Weltwirtschaftforum in Da-
vos gelobt. Das Abkommen wurde am 
Dienstag abend in Tokio abgeschlossen. 
Der Partnerschaft gehören neben Kana-
da zehn weitere Staaten an: Australien, 
Brunei, Chile, Japan, Malaysia, Mexiko, 

Neuseeland, Peru, Singapur und Viet-
nam. Ursprünglich war die Initiative für 
CPTPP vom ehemaligen US-Präsiden-
ten Barack Obama ausgegangen. Dessen 
Nachfolger Trump hatte aber die Han-
delsvereinbarungen wenige Tage nach 
Amtsantritt aufgekündigt. � (AFP/jW)

600 Verdächtige durch  
G-20-Fahndung ermittelt
Hamburg. Die Hamburger Polizei hat 
bei ihrer Fahndung nach mutmaßlichen 
G-20-Gewalttätern mittlerweile 600 
Verdächtige namentlich ermittelt. Einen 
entsprechenden Bericht des Hörfunk-
senders NDR 90,3 bestätigten Beamte 
am Mittwoch. 21 mutmaßliche Straftäter 
sollen inzwischen identifiziert worden 
seien. Die Trefferquote von fast 20 Pro-
zent sei hoch, heißt es laut NDR-Bericht 
bei der Polizei. Bei anderen Öffentlich-
keitsfahndungen liege demnach die Er-
folgsquote in der Regel zwischen fünf 
und zehn Prozent. Ralf Meyer, Polizei-
präsident der Stadt Hamburg, wertete 
gegenüber dem Sender die Fotofahn-
dung als Erfolg. � (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Brasiliens Expräsident Luiz Inácio Lula da Silva von der Arbeiterpartei PT hat landesweit seine Anhänger 

zu Widerstand aufgerufen. Zehntausende versammelten sich mit ihm in Porto Alegre, wo am Mittwoch die Berufungsver-

handlung gegen eine Haftstrafe wegen Korruption begann. Im vergangenen Juli war er zu neuneinhalb Jahren Haft verurteilt 

worden. Eine Bestätigung des Urteils würde das Ende seiner Kandidatur zur Präsidentschaftswahl 2018 bedeuten. Laut 

Umfragen hätte er gute Chancen, sie zu gewinnen. � (dpa/jW)

Davos: Jeder darf mal
China preist Freihandel. USA verteidigen Strafzölle. Merkel mahnt

Davos bleibt Davos – zumin-
dest wenn es um das dort zu 
Jahresbeginn stattfindende 

Treffen des Weltwirtschaftsforums 
(WEF) geht, das am Dienstag eröff-
net worden war. Am Mittwoch kamen 
wichtige Persönlichkeiten zu Wort: 
Unter anderen ein Politbüromitglied 
und Wirtschaftsberater des chinesi-
schen Präsidenten, ein US-Minister, 
die deutsche Bundeskanzlerin, beim 
WEF im Bündner Nobelkurort ge-
wohnter Standard.

Das WEF steht diesmal unter dem 
nicht ganz aus der Luft gegriffenen 
Motto: »Für eine gemeinsame Zu-
kunft in einer zerrütteten Welt«. Das 
hatte zuvor die US-Regierung bekräf-
tigt und den Freihandels-Propagan-
disten einen weiteren Knallfrosch vor 
die Füße geworfen: Neue Strafzölle 
gegen China, auch gegen die EU, 

denn vorübergehend sollen spanische 
Oliven damit belegt werden.

China, das seit dem vergangenen 
Jahr auch von den Westmedien als 
Anführer der Fans des freien Welt-
handels benannt wird – Präsident 
Xi Jinping hatte damals eine flam-
mende Rede dazu gehalten – ließ 
diesen Kurs am Mittwoch von Liu 
He bekräftigen. »Wir werden uns auf 
ganzer Breite der Welt weiter öff-
nen«, sagte er, der als wichtigster 
Wirtschaftsberater von Xi vorgestellt 
wurde. China werde Handelsbezie-
hungen vertiefen, Barrieren abbauen 
und Reformen der Wirtschaft voran-
treiben.

US-Wirtschaftsminister Wilbur 
Ross verteidigte vor Journalisten die 
jüngsten Strafzölle auf Waschma-
schinen und Solarmodule mit der der 
Bemerkung, »Handelskriege werden 

jeden Tag ausgefochten. Jeden Tag 
verletzen verschiedene Parteien die 
Regeln und ziehen einen unerlaubten 
Vorteil daraus«. »Jetzt besetzen die 
US-Truppen ihre Verteidigungsmau-
ern.« Sorgen vor möglichen Gegen-
maßnahmen Chinas habe er nicht, 
sagte Ross. »Bei jeder handelspoli-
tischen Maßnahme besteht die Mög-
lichkeit einer Vergeltung.«

Deutschlands geschäftsführende 
Regierungschefin Angela Merkel 
(CDU) hatte gestern wenig inspiriert 
(schwerer GroKo-Stress?) eine en-
gere Zusammenarbeit der EU-Staa-
ten in der Außenpolitik angemahnt. 
»Wir müssen unser Schicksal mehr 
in die eigene Hand nehmen«, sag-
te sie. »Die einheitliche europäische 
Außenpolitik ist noch nicht ausrei-
chend entwickelt.« � (dpa/jW)

Siehe Seiten 8 und 9

P
A

U
LO

 W
H

IT
A

K
E

R
/R

E
U

T
E

R
S

»Wenn nötig, 
verschärfen wir 
den Konflikt«
Streik an der Uni: In Berlin haben  
die studentischen Hilfskräfte  
die Arbeit niedergelegt.  
Ein Gespräch mit Udo Mertens

Udo Mertens ist Leiter des 
Vorstandsbereichs Beam-

ten-, Angestellten- und 
Tarifpolitik beim Berliner 
Landesverband der Ge-

werkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW)

Berufung.
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 b
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 d

e
s U

rte
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 d

a
s E

n
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e
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a

n
d
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a
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e

n
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a
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e
u

te
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a

u
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U
m

fra
g

e
n
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ä
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r g
u

te
 C

h
a

n
ce

n
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ew
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n
e

n
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D
avos: Jeder darf m

al
C

h
in

a
 p

re
ist F

re
ih

a
n

d
e

l. U
S

A
 ve

rte
id

ige
n

 S
tra

fzö
lle. M

e
rke

l m
a

h
n

t

D
avos bleibt D

avos – zum
in-

dest w
enn es um

 das dort zu 
Jahresbeginn 

stattfindende 
T

reffen 
des 

W
eltw

irtschaftsforum
s 

(W
E

F
) geht, das am

 D
ienstag eröff-

net w
orden w

ar. A
m

 M
ittw

och kam
en 

w
ichtige Persönlichkeiten zu W

ort: 
U

nter anderen ein Politbürom
itglied 

und W
irtschaftsberater des chinesi-

schen P
räsidenten, ein U

S
-M

inister, 
die deutsche B

undeskanzlerin, beim
 

W
E

F
 im

 B
ündner N

obelkurort ge-
w

ohnter Standard.
D

as W
E

F
 steht diesm

al unter dem
 

nicht ganz aus der L
uft gegriffenen 

M
otto: »F

ür eine gem
einsam

e Z
u-

kunft in einer zerrütteten W
elt«. D

as 
hatte zuvor die U

S
-R

egierung bekräf-
tigt und den F

reihandels-P
ropagan-

disten einen w
eiteren K

nallfrosch vor 
die F

üße gew
orfen: N

eue Strafzölle 
gegen C

hina, auch gegen die E
U

, 

denn vorübergehend sollen spanische 
O

liven dam
it belegt w

erden.
C

hina, das seit dem
 vergangenen 

Jahr auch von den W
estm

edien als 
A

nführer der Fans des freien W
elt-

handels benannt w
ird – P

räsident 
X

i Jinping hatte dam
als eine flam

-
m

ende R
ede dazu gehalten – ließ 

diesen K
urs am

 M
ittw

och von L
iu 

H
e bekräftigen. »W

ir w
erden uns auf 

ganzer B
reite der W

elt w
eiter öff-

nen«, sagte er, der als w
ichtigster 

W
irtschaftsberater von X

i vorgestellt 
w

urde. C
hina w

erde H
andelsbezie-

hungen vertiefen, B
arrieren abbauen 

und R
eform

en der W
irtschaft voran-

treiben.
U

S
-W

irtschaftsm
inister 

W
ilbur 

R
oss verteidigte vor Journalisten die 

jüngsten 
S

trafzölle 
auf 

W
aschm

a-
schinen und Solarm

odule m
it der der 

B
em

erkung, »H
andelskriege w

erden 

jeden T
ag ausgefochten. Jeden T

ag 
verletzen verschiedene Parteien die 
R

egeln und ziehen einen unerlaubten 
V

orteil daraus«. »Jetzt besetzen die 
U

S
-T

ruppen ihre V
erteidigungsm

au-
ern.« Sorgen vor m

öglichen G
egen-

m
aßnahm

en C
hinas habe er nicht, 

sagte R
oss. »B

ei jeder handelspoli-
tischen M

aßnahm
e besteht die M

ög-
lichkeit einer V

ergeltung.«
D

eutschlands 
geschäftsführende 

R
egierungschefin 

A
ngela 

M
erkel 

(C
D

U
) hatte gestern w

enig inspiriert 
(schw

erer G
roK

o-S
tress?) eine en-

gere Z
usam

m
enarbeit der E

U
-Staa-

ten in der A
ußenpolitik angem

ahnt. 
»W

ir m
üssen unser Schicksal m

ehr 
in die eigene H

and nehm
en«, sag-

te sie. »D
ie einheitliche europäische 

A
ußenpolitik ist noch nicht ausrei-

chend entw
ickelt.« �

(dpa/jW
)
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»W
enn nötig, 

verschärfen wir 
den Konflikt«
S

tre
ik a

n
 d

e
r U

n
i: In

 B
e

rlin
 h

a
b

e
n

  
d

ie
 stu

d
e

n
tisch

e
n

 H
ilfskrä

fte
  

d
ie

 A
rb

e
it n

ie
d

e
rge

le
g

t.  
Ein Gespräch m

it Udo M
ertens

U
do M

ertens ist Leiter des 
Vorstandsbereichs Beam

-
ten-, A

ngestellten- und 
Tarifpolitik beim

 Berliner 
Landesverband der Ge-

w
erkschaft Erziehung und 
W

issenschaft (GEW
)

B
erufung.

PRIVAT


